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Aussagen im Koalitionsvertrag, die die Arbeit von Gegen Vergessen – Für Demokratie 
e.V. betreffen 
 
 
 
Auszüge aus dem Entwurf des Koalitionsvertrags 
 
Ein neuer Aufbruch für Europa – Eine neue Dynamik für Deutschland – Ein neuer 
Zusammenhalt für unser Land 
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD (Entwurf: 7. Februar 2018) 
 
Präambel [79-83] 

Das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Handlungsfähigkeit von Politik wollen wir 
wieder stärken, indem wir Erneuerung und Zusammenhalt in den Mittelpunkt unserer Arbeit 
stellen. Wir wollen eine stabile und handlungsfähige Regierung bilden, die das Richtige tut. 
Dabei streben wir einen politischen Stil an, der die öffentliche Debatte belebt, Unterschiede 
sichtbar lässt und damit die Demokratie stärkt. 

Stärkung der Zivilgesellschaft und des Ehrenamts [5545-5554] 

Ein starkes Ehrenamt und ausgeprägtes bürgerschaftliches Engagement sind Markenzeichen 
unseres Landes. Millionen von Menschen sind freiwillig für das Gemeinwohl aktiv – vom 
individuellen Engagement bis zum Ehrenamt, z. B. in Sportvereinen, Kirchen, Stiftungen, 
Vereinen, Migrantenorganisationen und der Wohlfahrtspflege. In ländlichen Regionen ist das 
Ehrenamt eine tragende Säule eines lebendigen und funktionierenden Gemeinwesens. Dieses 
ehrenamtliche und bürgerschaftliche Engagement für alle Generationen verdient 
Anerkennung und Wertschätzung. Wir werden es herausgehoben in der Bundesregierung 
verankern und durch konkrete Maßnahmen unterstützen und stärken. 

Stärkung der Demokratie und Extremismusprävention [5607-5657] 

Die Stärkung der freiheitlichen Demokratie muss allen am Herzen liegen. Deshalb wollen wir 
Maßnahmen zur Stärkung der Demokratie und der Zivilgesellschaft umsetzen, um das 
zivilgesellschaftliche Engagement gegen jede Form von Extremismus weiter zu stärken. Dazu 
gehören: 

Nachhaltige Absicherung von qualitativ guten Programmen zur Demokratieförderung und 
Extremismusprävention. 

Ausbau unserer erfolgreichen Programme gegen Rechtsextremismus, gegen 
Linksextremismus, gegen Antisemitismus, gegen Islamismus und Salafismus. 

Stärkung politischer und kultureller Bildung. Darüber hinaus unterstützen wir das „Forum 
Recht“ als dauerhafte Einrichtung des Bundes mit Hauptsitz in Karlsruhe. Ziel ist, den 
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Bürgerinnen und Bürgern den Rechtsstaat im Sinne einer gewachsenen Rechtskultur als 
unverzichtbaren Teil unseres Zusammenlebens näherzubringen. 

Im Jahr 2019 werden wir 100 Jahre Demokratie in Deutschland und 100 Jahre 
Frauenwahlrecht feiern sowie an 70 Jahre Grundgesetz und 30 Jahre friedliche Revolution 
erinnern. 

Unsere Geschichte mahnt uns, antidemokratischem, rassistischem und nationalistischem 
Gedankengut entschieden zu begegnen. Die Empfehlungen der NSU-
Untersuchungsausschüsse bleiben für die präventive Arbeit gegen Rechtsextremismus 
handlungsleitend. Das Nationale Präventionsprogramm gegen islamistischen Extremismus 
wollen wir über das Jahr 2018 hinaus fortführen. 

Ausbau der Koordinierung der Maßnahmen zur Extremismusprävention von Bund und 
Ländern und Weiterentwicklung auf Grundlage von externen Forschungs- und 
Evaluierungsergebnissen. 

Wir verurteilen Rassismus und Diskriminierung in jeder Form. Die Arbeit der 
Antidiskriminierungsstelle wird fortgesetzt. Entsprechende Aktionspläne werden wir 
fortführen und weiterentwickeln. 

Wir werden eine/n Beauftragte/n der Bundesregierung für jüdisches Leben in Deutschland und 
den Kampf gegen Antisemitismus einsetzen. Ferner wollen wir eine Expertenkommission zum 
Thema Antiziganismus einsetzen. 

Wir wollen die Erinnerungskultur und die Rehabilitierung der Opfer des SED-Unrechtregimes 
weiterentwickeln und die Fristen für die Beantragung nach den Rehabilitierungsgesetzen im 
Einvernehmen mit den Bundesländern aufheben. Wir werden prüfen, inwieweit die 
bestehenden rechtlichen Grundlagen für die DDR-Heimkinder verbessert werden können. 

Mit einer Kampagne für den Rechtsstaat wollen wir dessen Bedeutung für jede Einzelne und 
jeden Einzelnen stärker in das Bewusstsein rücken. 

Die „Deutsche Stiftung für internationale rechtliche Zusammenarbeit e. V.“ leistet einen 
unverzichtbaren Beitrag für die Rechtsstaatsförderung im Ausland. Ihre Arbeit wollen wir 
weiter fördern. 

Eine Kampagne initiieren, die private und öffentliche Arbeitgeber ermuntert, Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter für die Wahrnehmung des Ehrenamtes zu unterstützen, und dabei bei den 
Bundesbediensteten mit gutem Beispiel voranzugehen. 

Für eine bessere Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familienarbeit sowie Ehrenamt speziell im 
Katastrophenschutz Hürden abbauen. 

Der Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte, Rettungskräfte und anderen 
Repräsentantinnen und Repräsentanten des Staates sowie gegen ehrenamtliche Engagierte 
muss auf allen Ebenen konsequent entgegengewirkt werden. 
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Prävention [6311-6352] 

Wir betonen die Bedeutung der sozialwissenschaftlichen und kriminologischen 
Sicherheitsforschung, u. a. die hohe Relevanz von Dunkelfeldstudien und anderer empirischer 
Forschung z. B. zu organisierter Kriminalität, und wollen diese wissenschaftlichen Bereiche 
beim Bundeskriminalamt und in der wissenschaftlichen Forschung durch Universitäten und 
Dritte stärken. 

Wir treten für eine evidenzbasierte Kriminalpolitik ein. Wir wollen, dass kriminologische 
Evidenzen sowohl bei der Erarbeitung von Gesetzentwürfen als auch bei deren Evaluation 
berücksichtigt werden. Wir unterstützen das unabhängige Deutsche Forum für 
Kriminalprävention. Um ein Gesamtbild der langfristigen Kriminalitätsentwicklung zu 
bekommen, streben wir eine zügige Aktualisierung des Periodischen Sicherheitsberichts an. 
Um die Aussagekraft der Strafrechtspflegestatistiken zu erhöhen, werden wir in 
Zusammenarbeit mit den Ländern ein Strafrechtspflegestatistikgesetz schaffen. Die Kriminal- 
und Strafrechtspflegestatistiken sollen langfristig zu einer Verlaufsstatistik zusammengeführt 
werden. Hierzu soll eine Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben werden. 

Gerade im weiter wachsenden Bereich des islamistischen Extremismus und Terrorismus 
wollen wir Prävention und Deradikalisierung weiter stärken, national und auf EU-Ebene. 

Wir werden den radikalen Islam in Deutschland zurückdrängen. Wir erwarten, dass Imame aus 
dem Ausland Deutsch sprechen. Radikalisierte Moscheen werden wir beobachten und 
gegebenenfalls schließen. Hierzu werden wir die Praxis zwischen Bund und Ländern 
abstimmen. 

Wir stellen sicher, dass öffentliche Gelder des Bundes nicht an Einrichtungen und Initiativen 
vergeben werden, die verfassungsfeindliche Tendenzen aufweisen. 

Wir werden die Deutsche Islam Konferenz fortsetzen. Die in dem Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Zentralrat der Juden in Deutschland vorgesehenen 
Staatsleistungen werden angepasst. 

Wir bekennen uns weiterhin zur besonderen Verpflichtung gegenüber den Deutschen in 
Mittelosteuropa und den Nachfolgestaaten der Sowjetunion, die als Aussiedler und 
Spätaussiedler zu uns kamen oder als deutsche Minderheiten in den Herkunftsgebieten leben. 
Wir wollen die nationalen Minderheiten in Deutschland und die deutschen Minderheiten in 
Dänemark, in Mittelost- und Südosteuropa und den Nachfolgestaaten der Sowjetunion weiter 
fördern. Wir wollen die Maßnahmen zum Erhalt des kulturellen Erbes der Heimatvertriebenen, 
der Aussiedler und der deutschen Minderheiten unter ihrer Einbeziehung – gegebenenfalls 
auch strukturell – weiterentwickeln. 

Bürgerbeteiligung [7764-7769]  

Wir werden eine Expertenkommission einsetzen, die Vorschläge erarbeiten soll, ob und in 
welcher Form unsere bewährte parlamentarisch-repräsentative Demokratie durch weitere 
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Elemente der Bürgerbeteiligung und direkter Demokratie ergänzt werden kann. Zudem sollen 
Vorschläge zur Stärkung demokratischer Prozesse erarbeitet werden. 

Gedenken und Erinnern [7993-8071] 

Ohne Erinnerung keine Zukunft – zum demokratischen Grundkonsens in Deutschland gehören 
die Aufarbeitung der NS-Terrorherrschaft und der SED-Diktatur, der deutschen 
Kolonialgeschichte, aber auch positive Momente unserer Demokratiegeschichte. 

Deutschland ist aufgrund seiner Geschichte besonders dafür verantwortlich, die Erinnerung an 
die Folgen von Diktatur und Gewaltherrschaft wachzuhalten. Dies ist Teil unseres nationalen 
Selbstverständnisses. Das Gedenken an die beiden deutschen Diktaturen darf nicht mit 
Verweis auf die jeweilige andere zu einer Relativierung der NS-Terrorherrschaft noch zu einer 
Bagatellisierung des SED-Unrechts führen. 

Wir wollen die dezentrale Erinnerungskultur mit ihrem zivilgesellschaftlichen Engagement 
stärken und zukünftig auch kleinere Initiativen und Gedenkstätten im In- und Ausland besser 
unterstützen. Wir wollen den Erhalt der authentischen Gedenkorte und Zeugnisse 
kontinuierlich fördern und Steigerungen der Bundesbeteiligungen bei den Investitionen im 
Bereich der Erinnerungskultur erreichen. Die Bundesregierung unterstützt vielfältige 
Aktivitäten und Projekte der Aufarbeitung der NS-Terrorherrschaft und der SED-Diktatur, die 
Toleranz fördern, Sozialkompetenz und Demokratieverständnis stärken, gerade auch in der 
Arbeit mit Jugendlichen und Erwachsenen und im Zusammenwirken mit Zeitzeugen. 

Wir wollen vor allem jüngere Menschen dazu bewegen, Gedenkstätten zu besuchen. Deshalb 
unterstützen wir die Gedenkeinrichtungen bei der Weiterentwicklung ihrer pädagogischen, 
digitalen und audio-visuellen Vermittlungskonzepte. Eine ethnisch und religiös zunehmend 
heterogene Zusammensetzung der Besuchergruppen erfordert dabei eine besondere 
Aufmerksamkeit. Neben der Stärkung der pädagogischen Arbeit wird als ein Teil dieser 
Förderinitiative das Programm „Jugend erinnert“ ins Leben gerufen, um Austausch und 
Begegnungen sowie Gedenkstättenfahrten mit entsprechenden Workshops für Schulklassen 
zu fördern und damit dem wachsenden Antisemitismus und Antiziganismus 
entgegenzuwirken. 

Wir bekennen uns zur Unterstützung der jüdischen Gemeinden. Wir sind dankbar, dass sich in 
Deutschland nach der Shoah wieder ein reichhaltiges jüdisches Leben entfaltet hat. Nach der 
Entrechtung und der Ermordung von sechs Millionen europäischen Juden haben wir 
Deutschen eine immerwährende Verantwortung im Kampf gegen Antisemitismus. 

Bisher weniger beachtete Opfergruppen des Nationalsozialismus wollen wir anerkennen und 
ihre Geschichte aufarbeiten. Wir stärken in der Hauptstadt das Gedenken an die Opfer des 
deutschen Vernichtungskrieges im Osten im Dialog mit den osteuropäischen Nachbarn. 

Die Stiftung Denkmal für die ermordeten Juden Europas soll noch besser in die Lage versetzt 
werden, Initiativen, insbesondere in Osteuropa, zu bestehenden Gedenkorten bei ihrer 
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Aufarbeitungsarbeit zu unterstützen oder Initiativen für die Erforschung noch unbekannter 
Orte des Holocaust zu fördern. 

Auch die fortgesetzte Aufarbeitung der NS-Vergangenheit von Ministerien, Bundesbehörden 
sowie des Deutschen Bundestags wird weiter unterstützt. 

In Zusammenarbeit mit Opferverbänden und Gedenkstätten wollen wir insbesondere die 
nachwachsenden Generationen ohne eigene Diktaturerfahrung für das Unrecht der SED-
Diktatur sensibilisieren. 

Das Stasiunterlagengesetz hat sich bewährt. Die Überprüfungsmöglichkeit auf eine 
hauptamtliche oder inoffizielle Stasitätigkeit im öffentlichen Dienst soll für einen weiter zu 
beschränkenden Personenkreis bis zum 31. Dezember 2030 verlängert werden. Im Lichte der 
Ergebnisse der Expertenkommission und im Benehmen mit den Opferverbänden werden wir 
die Stasiunterlagenbehörde zukunftsfest machen. 

Den durch SED-Unrecht Geschädigten steht auch in Zukunft eine gesellschaftliche 
Anerkennung und Rehabilitierung zu. Deshalb wird die Koalition die Fristen in den 
Rehabilitationsgesetzen streichen. 

Die Koalitionsparteien werden eine vom Deutschen Bundestag zu beschließende Konzeption 
zur Förderung der Orte deutscher Demokratiegeschichte erarbeiten. Auf Grundlage der 
Bundestagsbeschlüsse wollen wir mit einem Freiheits- und Einheitsdenkmal in Berlin und in 
Leipzig an die positiven Momente unserer Demokratiegeschichte erinnern. 

In dieser Legislaturperiode begehen wir u. a.: 70 Jahre Grundgesetz, 100 Jahre Ende des 
Ersten Weltkrieges, 75 Jahre Ende des Zweiten Weltkrieges, 100 Jahre Frauenwahlrecht, 100 
Jahre Weimarer Republik, 30 Jahre Friedliche Revolution und 30 Jahre Deutsche Einheit. 
Gemeinsam mit unseren europäischen Nachbarn wollen wir daran erinnern. Nicht nur 
angesichts dieser wiederkehrenden Anlässe des Gedenkens soll Geschichts- und 
Erinnerungspolitik verstärkt und auch als Thema der Auswärtigen Kulturpolitik etabliert 
werden. 

 
 
 
 
 
 
  


